
S. Dern – Impuls zur Reformdebatte Stand 9.7.2026 – DIFIS-Workshop 

1. Ausgangslage 

Die UVG-Reform von 2017 hob die Altersgrenze von 12 Jahren und die Höchstbezugsdauer von 72 Monaten 
auf. Seither ist die Zahl der leistungsbeziehenden Kinder von 427.031 (2016) auf 855.642 (2024) gestiegen, 
die Ausgaben von 861 Mio. € auf 3,24 Mrd. € – nahezu eine Vervierfachung. Diese Dynamik trifft auf eine 
historisch angespannte kommunale Haushaltslage: Für 2025 meldete das Statistische Bundesamt ein 
Defizit der kommunalen Haushalte von 31,9 Mrd. €, den höchsten Stand seit der Wiedervereinigung. Beide 
Entwicklungen zusammen bilden den Rahmen der aktuellen Reformdebatte. 

2. Zwei parallele Prozesse 

Die Kommission zur Sozialstaatsreform legte am 27. Januar 2026 ihren Abschlussbericht vor; für das UVG 
einschlägig sind Empfehlung 13 (Ende des Parallelbezugs von UVG und existenzsichernden Leistungen) 
und Empfehlung 14 (Bündelung des Unterhaltsrückgriffs). Daneben erarbeitete eine Bund-Länder-
Arbeitsgruppe, ausgehend von einem Spitzentreffen im Dezember 2025, das Arbeitspapier „Effizienter 
Ressourceneinsatz bei Leistungsgesetzen“, das im April 2026 öffentlich wurde (sog. „Kahlschlagpapier“, 
geleakt vom Paritätischen). 

3. Das Kahlschlag-Arbeitspapier: Kernvorschläge zum UVG / Beratungen der MPK 

Für das UVG werden vier Elemente benannt: eine Neujustierung der Kinderaltersgrenze (in der Debatte 
meist mit einer Rückkehr auf 12 bis 13 Jahre gleichgesetzt); eine künftig anders gefasste Berücksichtigung 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Antragstellenden; eine gesetzliche Ermächtigung für 
automatisierten Datenzugriff der Unterhaltsvorschussstellen auf Finanzämter, Meldebehörden und die 
Bundesagentur für Arbeit; sowie eine Bündelung des Unterhaltsrückgriffs für alle Sozialleistungen in 
zentralen Landeseinrichtungen. 

Am 25. Juni 2026 wurde es formell in die Beratungen der Ministerpräsidentenkonferenz eingebracht. 

Dortige Ankündigung/Erwartung/: 

Die Bundesregierung wird hierfür zeitnah einen Gesetzentwurf vorlegen, der  

• den Unterhaltsvorschuss anpasst, beispielsweise indem eine Neujustierung der 
Kinderaltersgrenze erfolgt oder die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit anders als bisher 
berücksichtigt wird. 

• automatisierten Zugriff auf Einkommens- und Adressdaten de Finanzämter, Meldebehörden 
sowie der Bundesagentur für Arbeit ermöglicht.  

• Unterhaltsrückgriff gebündelt in zentraler, auf Rückgriff spezialisierten Einrichtungen auf 
Landesebene. 

4. Gegenposition: Ausweitung / KiGeld 

Dem gegenüber steht die von der Linksfraktion (Drucksache 21/4539) und Verbänden erhobene Forderung, 
das Kindergeld beim UVG nur noch hälftig statt vollständig anzurechnen – analog zur Regelung beim 
regulären Kindesunterhalt. Das würde den Zahlbetrag spürbar erhöhen, ohne die 
Anspruchsvoraussetzungen zu ändern. Auch die Jugend- und Familienministerkonferenz hat diese im 
Koalitionsvertrag angelegte Neuregelung ausdrücklich in ihre Kostenberechnung einbezogen – das Element 
taucht also sowohl in der Ausbau- als auch in der Konsolidierungslogik auf. 

5. Wer wäre betroffen, und was bedeutet das für Wohngeld und Kinderzuschlag? 

Für Familien im Bürgergeld-Bezug wäre ein Wegfall des UVG weitgehend neutral, da die Anrechnung 
entfällt und das Bürgergeld die Differenz ausgleicht – nur die Zuständigkeit wechselt zum Jobcenter. Real 
betroffen wären Alleinerziehende knapp oberhalb der Bürgergeld-Schwelle. Bemerkenswert: keine 
Maßnahme, um den Unterhalt bei zahlungsunwilligen Elternteilen konsequenter einzutreiben. 

Auffangfunktion von Bürgergeld und Wohngeld ist zudem nicht stabil: Ein Gesetzentwurf zum Wohngeld 
sieht Einsparungen von 1,5 Mrd. € ab 2027 vor, unter anderem durch strengere Vermögensgrenzen. Beim 



Kinderzuschlag ist zwar aktuell keine Streichung geplant, doch der Koalitionsvertrag sieht eine Prüfung der 
Zusammenlegung mit dem Wohngeld vor. Für Familien knapp oberhalb der Grundsicherungsschwelle 
könnten sich UVG-Kürzung und Wohngeld-Kürzung damit kumulieren, statt sich neutral zu verschieben. 

Wie sich Einsparungen auf Bund, Länder und Kommunen verteilen, folgt der bekannten uneinheitlichen 
Kostenaufteilung (Bundesanteil 40 %, Rest je nach Land unterschiedlich).  

bei der MPK vom 25. Juni 2026 hat der Bund immerhin zugesagt, künftig 80 % neuer Belastungen ab 200 
Mio. € jährlich zu übernehmen – allerdings nur für neue, nicht für bestehende Kosten. 

6. Verfahrensstand und Brücke zum Tagungsprogramm 

Die Jugend- und Familienministerkonferenz hat im Mai 2026 Empfehlung 13 befürwortet, aber eine 
belastbare Kostenprognose eingefordert. Am 8. Juli 2026, einen Tag vor diesem Workshop, berichtet das 
BMBFSFJ im zuständigen Bundestagsausschuss zu seinen Reformvorhaben, und der Linke-Antrag wird 
abschließend beraten. Ein Referentenentwurf liegt noch nicht vor. 

Mehrere der hier angerissenen Fragen werden im weiteren Programm vertieft: die Schnittstellen- und 
Anrechnungsfragen im heutigen Nachmittagsblock, die föderale Kostenverteilung und Praxisperspektive 
im anschließenden Block zum UVG im föderalen System, und die grundsätzliche Abwägung zwischen 
Konsolidierung und Ausbau im morgigen Block zu Reformmöglichkeiten und Kinderarmut. 

Übergang in Workshop: 

Welche Impulse sollte dieser Workshop für die anstehende Umsetzung der Empfehlungen der 
Sozialstaatskommission liefern – was sollte aus unserer hier heute versammelten fachlichen 
Perspektive dort unbedingt aufgegriffen werden? 
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